
Schweiz. |  Freitag, 21. September 2018  |  Seite 4

Wie käuflich ist die Politik in der Schweiz?

Mietmeinungen imParlament
Von René Zeyer

Der im wahrsten Sinne des Wortes tiefe 
Fall des Genfer Staatsrats Pierre
Maudet wirft ein Schlaglicht auf ein 
ungern öffentlich diskutiertes Thema:
Wie steht es um die Käuflichkeit, um
die Bestechlichkeit, um die Korrum­
pierbarkeit Schweizer Politiker? Wie 
häufig in solchen Fällen dürfte Maudet 
nicht die geschenkte Luxusreise zum
Verhängnis werden, sondern der Fast­
Bundesrat wird darüber stolpern, dass
er lange Zeit gelogen hat.

Ist er ein Einzelfall? Zumindest 
einmalig ist es, dass die Immunität des
ehemaligen Nationalrats Christian
Miesch aufgehoben wurde. Das macht
den Weg frei für ein Strafverfahren
wegen Vorteilsnahme und passiver
Bestechung. Der SVP­Politiker soll vom 
ebenfalls beschuldigten Lobbyisten
Thomas Borer für das Einreichen einer 
Interpellation 4635 Franken erhalten 
haben. Es geht um die sogenannte
Kasachstan­Affäre, in die auch die FDP­
Nationalräte Christa Markwalder und
Walter Müller verwickelt waren.

Sind das Kleinigkeiten?
Zum Filmfestival Locarno werden

Dutzende von Parlamentariern, auf
Wunsch Übernachtung inklusive, 
eingeladen. Nicht nur vom Festival
selbst, sondern auch von der Post oder
der Lotteriegesellschaft. Ein ehemaliger 
Chefbeamter steht im Verdacht der
Vorteilsnahme im Zusammenhang mit
der Affäre um die Millionenverluste der
Schweizer Hochseeflotte. Die Nationale
Genossenschaft für die Lagerung radio­

aktiver Abfälle (Nagra) lädt Politiker zu
einer Reise im Privatjet nach Schweden
ein, Studium von Lagerstätten,
angenehme Hotels und Bewirtung
inbegriffen.

Sind das Kleinigkeiten? Ist das
hinzunehmen, da die Schweiz über ein
parlamentarisches Milizsystem verfügt
und ein Parlamentarier schauen muss,
wo er bleibt? Der Korruptionsexperte
Mark Pieth spricht davon, dass um die
70 Vertreter im National­ und Stände­
rat «von der Tabaklobby gekauft»
seien. Deshalb würden zum Beispiel

schärfere Gesetze gegen Tabak­
werbung verhindert. Klar ist, dass es in
der Schweiz der Selbstverantwortung
jedes Politikers überlassen ist, von 
wem und wofür und wie viel Geld er
annimmt. Eine Deklarationspflicht für
Nebeneinkünfte wurde im Nationalrat
vor Kurzem mit der hauchdünnen
Mehrheit von einer Stimme abgelehnt.

Laut nicht unbedingt stichhaltigen
Ranglisten wie der von Transparency
International steht die Schweiz auf
einem guten dritten Platz, was 
Korruption im öffentlichen Sektor 
betrifft. Zudem glaubt nach Meinungs­
umfragen nur jeder zehnte Schweizer, 
dass die Mehrheit oder gar alle 
Parlamentarier korrupt seien. Wie steht
die Schweiz international da? Ein

Schlaglicht auf wirklich unglaubliche
Zustände wirft das Schuldeingeständ­
nis des ehemaligen Wahlkampfleiters 
von Donald Trump. In ihm gesteht Paul
Manafort unter anderem, dass er vier 
bedeutenden europäischen Politikern 
insgesamt zwei Millionen Euro bezahlt
hat. Die von ihm «Habsburg­Gruppe»
genannte Bande besteht aus dem
ehemaligen österreichischem Minister­
präsidenten Gusenbauer, aus dem
ehemaligen polnischen Präsidenten

Kwasniewski, dem ehemaligen
italienischen Ministerpräsidenten und
Präsidenten der EU­Kommission Prodi
und, wie die NZZ vermutet, aus dem
türkischen Aussenminister Davutoglu.
Sie wurden dafür bezahlt, auf allen
Kanälen die Interessen der damaligen 
ukrainischen Regierung unter Januko­
witsch zu vertreten. In Vorträgen,
Meinungsartikeln, Hintergrund­
gesprächen mit Aussenpolitikern und
so weiter. 

Der Pole wurde sogar vom damali­
gen EU­Präsidenten Martin Schulz als
Leiter einer EU­Mission eingesetzt, die
die Ukraine beobachten sollte. Gusen­
bauer streitet nicht ab, für Vorträge 
bezahlt worden zu sein, die übrigen
Mitglieder weisen zurück, dass ihre 
Meinung gemietet worden sei.

Aber im sogenannten Plea Arrange­
ment, also dem öffentlich einsehbaren
Schuldeingeständnis von Manafort,
sind die Tätigkeiten dieser «Habsburg­
Gruppe» und Zahlungen, natürlich von 
Offshore­Konten einer Bank auf
Zypern, mitsamt E­Mails und Tele­
fonaten dokumentiert.

Tatsächlich harmlos
Im Vergleich dazu ist es tatsächlich 

harmlos, was in der Schweiz an
Korruptionsfällen ans Tageslicht
kommt. Natürlich ist von einer
Dunkelziffer auszugehen, aber es
scheint doch so zu sein, dass ein
Schweizer Parlamentarier oder ein
Mitglied der Regierung auf jeder Ebene
eine gewisse Selbstachtung und Red­
lichkeit behält.

Schliesslich möchte niemand, dass
es ihm so ergeht wie dem Bürger­
meister von Zürich, Hans Waldmann.
Der wurde bekanntlich 1489 geköpft.
Nicht zuletzt deswegen, weil er sich 
von Mailand bestechen liess. Das
würde heute nicht mehr passieren,
aber in der Schweiz ist es immer noch 
so, dass auch nur in den Dunstkreis
von Vorteilsnahme zu geraten, 
meistens den politischen und sogar
gesellschaftlichen Tod bedeutet. Und 
das ist gut so.

Lebensgefährliche Ausschaffung
Yangdon Chorasherpa wurde als erste Tibeterin nach Nepal ausgeschafft. Und dort nach der Ankunft verhaftet

Von Janine Hosp

Zürich. Dieses Bild bekommt der Zür­
cher Stephan Ramon nicht mehr aus
dem Kopf: Er läuft durch einen grossen
Saal im kommunalen Thapathali Hospi­
tal in Kathmandu, links und rechts steht
Bett an Bett. In jedem liegt eine Frau, die
auf die Niederkunft wartet. Zuhinterst im 
Saal findet er Yangdon Chorasherpa. Sie
liegt auf dem Boden, bewusstlos. Ihr Fuss
ist an ein Wasserrohr gekettet, neben ihr
steht ein Polizist mit einer Waffe. Hätte 
Ramon sie nicht gefunden, sie würde
wahrscheinlich nicht mehr leben.

Das war vor einem Jahr – sieben
Monate, nachdem sie im Februar 2017
von der Schweiz als erste Person tibeti­
scher Herkunft nach Nepal ausgeschafft 
wurde. Kaum war sie aber in Kathmandu
gelandet, wurde sie von Polizisten ins
Gefängnis geschafft. Dabei hatten ihr die
Schweizer Behörden versichert, dass sie
problemlos nach Nepal gehen könne.

Heute lebt Yangdon Chorasherpa,
28, in einer kleinen Pension in Kath­
mandu. Sie verbringt fast Tag und Nacht 
in ihrem Zimmer und verlässt es kaum.
Sie hat keinen Ausweis und auch kein
Papier, das belegen würde, dass sie aus
der Haft entlassen wurde. Sie hat Angst,
dass sie von einer Polizeipatrouille 
angehalten und wieder ins Gefängnis
gebracht wird. Oder schlimmer noch:
nach China abgeschoben wird.

Nepal gilt als unsicheres Land für
tibetische Flüchtlinge. Selbst die Schwei­
zerische Asylrekurskommission mahnte
2005 zur Vorsicht: Man wisse, dass sie
von Nepal nach China ausgeschafft wür­
den. Chorasherpa, die illegal aus China
ausgereist ist, um eine tibetische Schule
in Indien zu besuchen, gilt dort als mit
«fremdem Gedankengut infiziert». Ihr
drohten deshalb Umerziehung, Zwangs­
arbeit und wohl auch Folter.

Sie sitzt in Kathmandu fest
Im Ausschaffungsgefängnis in Zürich 

rief Chorasherpa kurz vor Abflug Ste­
phan Ramon an. Sie kannte ihn von 

einer gemeinnützigen Einrichtung her, 
wo er arbeitet und sie als Freiwillige 
Flüchtlinge unterrichtete. «Wir sassen 
uns von einer Panzerscheibe getrennt für
ein paar Minuten gegenüber», erzählt
Ramon. Als er sie hinter der Scheibe sit­
zen sah, schmal und bleich, in panischer
Angst, wusste er: Er muss ihr helfen,
auch wenn er kein naher Freund ist.

Weil Yangdon Chorasherpa weder
Ausweis noch Aufenthaltsbewilligung für
Nepal hat, bekommt sie keine Arbeit. Das
Zimmer und alle anderen Ausgaben
bezahlt Ramon für sie. Chorasherpa
kann ohne Papiere auch nicht legal nach 
Indien, und sie kann nicht nach Tibet zu
ihren Eltern zurück, denn Tibet ist China.
Bleibt die Schweiz. Ihre Beschwerde ge­
gen die Ablehnung ihres Asylgesuchs
wurde im Juni von der letzten Instanz,
dem Bundesverwaltungsgericht, abge­
lehnt. Die einzige Chance, die ihr noch 
bleibt: Dass ihr das Staatssekretariat für
Migration (SEM) in Bern ein Visum aus
humanitären Gründen erteilt.

Was hat Yangdon Chorasherpa falsch 
gemacht? Im März 2014 kam es in Kath­
mandu zu einer schicksalhaften Begeg­
nung. Sie hatte im indischen Suja gerade
die tibetische Schule abgeschlossen, 
aber als sie zu ihren Eltern zurückkehren
wollte, wurde sie auf dem Weg nach 
Lhasa angehalten und zurück nach 
Nepal geschafft. Dort, in ihrer Pension,
machte sie die Bekanntschaft von 
Schweiztibetern. Sie wollten die hüb­
sche Frau, in deren Adern tibetisches
Blut fliesst, mit ihrem Sohn in der
Schweiz verheiraten. Chorasherpa, die
nur eine Kopie ihres Familienbüchleins,
aber nie einen persönlichen Ausweis
besessen hat, hatte sich mittlerweile
einen nepalesischen Pass beschafft. Er
war echt, aber er stand ihr nicht zu. Im 
Juli 2014 reiste sie damit in die Schweiz.

Die Hochzeit kam jedoch nicht
zustande, und Chorasherpa stand auf der
Strasse – beim Standesamt hatte man ihr
nicht geglaubt, dass sie Nepalesin ist. So
stellte sie ein Asylgesuch und legte laut
Urteilsschrift von Anfang an offen, dass
ihr der nepalesische Pass nicht zusteht.
Beim SEM glaubte man ihr jedoch nicht – 
dessen Spezialisten wie auch das forensi­
sche Institut in Zürich kamen zum
Schluss: Die Papiere sind echt. Daraus
schloss das SEM, das Chorasherpa Nepa­
lesin sein muss. Deswegen und weil sie
auf Anraten anderer Tibeter verschwie­

gen hatte, dass sie in Indien zur Schule
gegangen ist, wurde ihr Gesuch Ende
2016 abgelehnt. Am 1. Februar 2017 sass
sie im Flugzeug nach Nepal.

Streng bewacht im Spital
In Kathmandu im Gefängnis bekam

Yangdon Chorasherpa Schmerzen im
Unterleib. Der Gefängnisarzt meinte, sie
simuliere und verabreichte ihr immer
stärkere Schmerzmittel. Zu dieser Zeit,
im August 2017, war Stephan Ramon in
Kathmandu. Jedes Mal, wenn er Chora­
sherpa im Gefängnis besuchte, sah sie
schlechter aus. Ramon war besorgt. Er
sprach mit dem Gefängnisdirektor und

konnte erreichen, dass sie in das kommu­
nale Spital gebracht wurde. Wo er sie
Tage später auf dem Boden liegend und
angekettet fand. Es hatte sich heraus­
gestellt, dass eine zuvor schnell wach­
sende Ziste geplatzt war. Das führte zu 
inneren Blutungen. Die Ärzte wollten ihr
den Unterleib aufschneiden, aber sie
hatte sich dagegen gewehrt. Sie hatte im
Gefängnis erlebt, wie das ausgehen kann;
Mitgefangene, die nach einer Infektion
wieder ins Spital mussten, waren mit nur
einem Fuss zurückgekehrt. Ramon und
ein tibetischer Mönch setzten darauf alles
in Bewegung, damit Chorasherpa in ein
Privatspital kam, wo sie sofort operiert 
wurde – ständig bewacht.

Im November 2017 fand der Prozess
statt. Sie wurde wegen unrechtmässigem
Erwerb nepalesischer Papiere schuldig
gesprochen, das Gerichtsurteil konnte sie
aber bis heute nicht einsehen. Nach dem
Schuldspruch wurde sie umgehend der
Immigrationsbehörde übergeben und in
einen Keller gesperrt. Sie sollte nach 
China ausgeschafft werden. Der tibeti­
sche Mönch und Stephan Ramon konn­
ten dies in letzter Minute verhindern.

Wir rufen Yangdon Chorasherpa an.
Auf dem Handybildschirm erscheint eine
Frau, bleich und abgemagert. Wie geht es
ihr? Die Narben von der Operation seien
verheilt, sagt sie. Sie hat aber starke Kopf­
schmerzen, schläft nicht und isst nicht.
Zudem hat sie sich im Gefängnis mit der

Krankheit Hepatitis B angesteckt. Die
hygienischen Verhältnisse sind desolat.

Nein, gefoltert worden sei sie nicht,
sagt sie. Dann vergräbt sie ihr Gesicht in
der Armbeuge und regt sich nicht mehr. 
Als sie wieder in die Kamera schaut, sagt
sie, dass Schlimmste seien die «Bosse»
unter den Mitgefangenen gewesen. Bis zu
20 Frauen waren in eine Zelle gesperrt. 
Körper an Körper schliefen sie auf dem
Boden. Chorasherpa war die Einzige, die
kein Nepalesisch sprach und stand zu­
unterst in der Zellenhierarchie. Sie wurde
schikaniert, musste den Bossen die Unter­
wäsche waschen und WCs putzen.

Wäre Chorasherpa nicht als künftige 
Ehefrau, sondern als Flüchtling in die
Schweiz gereist – sie wäre wohl nie in
dieser Zelle gelandet. Da sie China illegal
verlassen hatte, hätte sie gute Chancen
gehabt, zumindest vorläufig aufgenom­
men zu werden. Laut Michael Flückiger
von der Schweizerischen Flüchtlingshilfe 
müssen viele Menschen mit falschen
Papieren reisen, um sich in Sicherheit zu
bringen. Gerade Tibeter. Gemäss Flücht­
lingskonvention dürfen sie deswegen
aber weder benachteiligt noch bestraft 
werden.

Doch Tibeterin
Dominik Löhrer von der Zürcher

Beratungsstelle für Asylsuchende hat
Chorasherpa vor Gericht vertreten. Er kri­
tisiert, dass das SEM bei der Überprüfung
der Papiere nicht mit der nötigen Sorgfalt
vorging und daher meinte, sie sei Nepale­
sin. Das habe er bereits im Beschwerde­
verfahren bemängelt. So wurde seine
Mandantin in ein Land abgeschoben, das
für eine Abschiebung nie infrage kam.
Das SEM sagt nur so viel zum Fall: Cho­
rasherpa habe den Behörden gegenüber
falsche Angaben gemacht, so etwa zu 
Staatsangehörigkeit, zu Zivilstand und
Lebenslauf. Dadurch habe sie die Mit­
wirkungspflicht in grober Weise verletzt.

Heute ist Yangdon Chorasherpa im
Migrationsinformationssystem des Bun­
des als chinesische Staatsbürgerin tibeti­
scher Ethnie aufgeführt; Nachforschun­
gen der Schweizer Botschaft in Kath­
mandu haben ergeben, dass sie nicht
Nepalesin ist, sondern tatsächlich Tibete­
rin. Weil sie aber erst nachforschten,
nachdem der Asylantrag abgelehnt wor­
den war, können die Gerichte aus ver­
fahrenstechnischen Gründen ihre Akte 
nicht mehr öffnen.

Zwei Wochen 
Urlaub für Väter
Indirekter Gegenvorschlag 
zu Initiative liegt vor

Bern. Der Vaterschaftsurlaub ist einen
Schritt weiter. Gestern hat die Bildungs­
kommission des Nationalrats (WBK) 
einem zweiwöchigen Urlaub für frisch 
gebackene Väter zugestimmt. Kom­
missionspräsidentin Christine Bulliard
(CVP/FR) sprach von einem histori­
schen Moment. «Es ist ein Zeichen, dass
wir mit der Zeit gehen», sagte sie. Die
Kommission habe den Startschuss
gegeben, damit die Arbeiten sofort auf­
genommen werden könnten.

Die WBK hatte über eine parlamen­
tarische Initiative der Sozialkommission
des Ständerats (SGK) zu befinden. 
Diese will der Initiative für vier Wochen 
Vaterschaftsurlaub einen indirekten
Gegenvorschlag gegenüberstellen. Die
Nationalratskommission stimmte mit
15 zu 9 Stimmen bei 1 Enthaltung zu. 

Kompromiss wegen Kosten
Nun kann die Ständeratskommission

eine Gesetzesänderung ausarbeiten. Die
parlamentarische Initiative sieht einen
zweiwöchigen bezahlten Vaterschafts­
urlaub vor. Diesen soll der Vater inner­
halb von sechs Monaten ab der Geburt
am Stück oder als Teilzeitreduktion 
beziehen können. Finanziert würde der
Vaterschaftsurlaub über die Erwerbs­
ersatzordnung (EO).

Als Hauptgrund für den Kompromiss
hatte die Ständeratskommission die Kos­
ten genannt. Vier Wochen Vaterschafts­
urlaub würden nach Berechnungen des
Bundes rund 420 Millionen Franken pro 
Jahr kosten. Nach Ansicht der SGK würde
das die Wirtschaft zu stark belasten.

Den 16­wöchigen Elternurlaub, den
die FDP fordert, hat die Nationalrats­
kommission klar abgelehnt. Auch höhere 
Steuerabzüge für Fremdbetreuungs­
kosten fanden keine Mehrheit. «Man
möchte, dass es jetzt vorwärtsgeht»,
erklärte Bulliard.

Die Initiative für einen vierwöchigen
Vaterschaftsurlaub ist im Juni 2017
eingereicht worden. Urheber sind die
Organisationen Travail Suisse, männer.
ch, Alliance F und Pro Familia Schweiz.
Mit dem indirekten Gegenvorschlag sind
sie nicht zufrieden. Vier Wochen Vater­
schaftsurlaub seien bereits ein Kompro­
miss, heisst es in einer Stellungnahme.
Die Initianten halten daher am Volks­
begehren fest. SDA

Ein Schweizer 
Parlamentarier behält
eine gewisse
Selbstachtung.

Der tiefe Fall des Staatsrats. Der Fast-Bundesrat Pierre Maudet.  Foto Keystone

Wäre Chorasherpa als 
Flüchtling in die Schweiz
gereist, sie wäre wohl nie 
in dieser Zelle gelandet.

Zuhinterst im Spitalsaal 
ist Chorasherpa. Ihr
Fuss ist an ein 
Wasserrohr gekettet.


